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Agenda

1. Ausgangslage: PFAS und ein Beispiel aus St. Gallen

2. Regulatorischer Rahmen – eine kurze Übersicht

3. Kernstück: Eigentumsgarantie und materielle Enteignung

4. Bemessung allfälliger Entschädigung, Verfahren

5. Fazit und Ausblick



PFAS – kurz in Erinnerung gerufen

• Ewigkeitschemikalien, die über Klärschlamm, Pflanzenschutzmittel und atmosphärische 

Deposition in landwirtschaftliche Böden gelangen

▪ Potenziell gesundheitsgefährdend – wissenschaftlich aber noch vieles unklar



Anschauungsbeispiel St. Gallen

▪ Im Nordosten des Kantons St. Gallen: PFAS-Belastungen auf Landwirtschaftsflächen 

festgestellt

▪ Ursache vermutlich: Klärschlammausbringung, die bis 2006 zulässig war (v.a. PFOS)

▪ 2024/2025: überhöhte PFAS-Werte in Fleisch und Eiern von betroffenen Betrieben 

nachgewiesen

• Kanton verzichtete zeitweise auf vorgeschriebenes Verkaufsverbot – scharfe Kritik des 

BLV (vgl. Sepinud Poorghadiri, „PFAS-Verbot nicht umgesetzt – St. Gallen verkauft weiter gesundheitsschädliches Fleisch – Bund ist 

empört“, Tages-Anzeiger vom 1.6.2025)



Regulatorischer Rahmen – was für die 
Landwirtschaft zählt

Bereits vom Vorredner behandelt – hier nur die zwei entscheidenden Instrumente:

Instrument Regelt Rechtsgrundlage

VHK Höchstwerte PFAS in 

Lebensmitteln 

tierischer Herkunft

SR 817.022.15

TBDV Höchstwerte PFAS im 

Trinkwasser

SR 817.022.11



Behördliche Massnahmen bei 
Grenzwertüberschreitung

• Verbot des Inverkehrbringens und Rückruf kontaminierter Produkte

• Sicherstellung beanstandeter Ware

• Vorgaben zu Futtermittel und Tränkewasser

• Betroffene Grundrechte: Art. 26 BV (Eigentumsgarantie) – Fokus des Referats; 

Art. 27 BV (Wirtschaftsfreiheit) bietet keine Entschädigungsgrundlage



Eigentumsgarantie – dogmatisches 
Grundgerüst

Art. 26 BV: Instituts-, Bestandes- und Wertgarantie

Formelle Enteignung und öffentlich-rechtliche Eigentumsbeschränkungen:



Materielle Enteignung – zwei 
Tatbestandsvarianten

Merkmal Variante 1: Variante 2:

Eingriffstiefe Untersagung/starke 

Einschränkung des 

Gebrauchs

Geringere Eingriffstiefe

Massstab Entzug wesentlicher 

Eigentumsbefugnis

Unzumutbares Opfer 

ggü. Allgemeinheit

(Sonderopfer)

Rechtsfolge Materielle Enteignung Materielle Enteignung 

(ausnahmsweise)



Grundsatz und Ausnahmen bei Polizeigütern

Grundsatz: gesundheitspolizeilich motivierte Eingriffe sind entschädigungslos (enger 

Polizeibegriff: Massnahme gegen Störer, Abwehr einer konkreten, ernsthaften Gefahr)

Ausnahme: Verbot einer bereits bestehenden Nutzung ist grundsätzlich 

entschädigungspflichtig

Kritik der Lehre: Strikte Trennung polizeilich/andere Eingriffsgründe sollte aufgegeben 

werden; Vertrauensschutz beim Verbot bisher rechtmässiger Nutzungen zu beachten

Fazit: Eine Entschädigungspflicht bei PFAS-bedingten Nutzungs- oder 

Betriebseinschränkungen grundsätzlich denkbar, wenn:

• eine bereits bestehende, rechtmässige Nutzung untersagt wird (Hauptausnahme), 

oder

• die Massnahme über das gesundheitspolizeilich Erforderliche hinausgeht, oder

• ein besonders schwerer Eingriff oder ein Sonderopfer vorliegt.



Subsumtion: PFAS-Höchstwerte können zu 
materieller Enteignung führen

• Dauerhafte Betriebseinschränkung

• PFAS-Reduktion wirkt nur langsam, 

hohe Mehrkosten

• Vertrauens- und 

Verhältnismässigkeitsprinzip sprechen 

für Entschädigungspflicht



Wie wird entschädigt?

• Grundsatz: volle Entschädigung in Geld, Differenzmethode (Verkehrswert 

vor/nach Teilenteignung)

• Ausnahmsweise Realersatz (z.B. St.Galler Enteignungsgesetz)

• Subjektiver Schaden bei engem Bezug zum Grundstückswert – These: 

wegfallende Direktzahlungen befristet erstattungsfähig



Verfahrensrechtliches

Kantonales Verfahrensrecht, Gesuch an Schätzungskommission

Zehnjährige Verjährungsfrist ab Inkrafttreten der Eigentumsbeschränkung

Bei Fahrniseigentum (Tiere): Geltendmachung im Rechtsmittel gegen die 

Verfügung



Exkurs: Altlastenrecht

PFAS-Belastungen meist diffus (Klärschlamm, Regen) – keine klar abgegrenzten

Standorte im Sinne AltlV

Anwendung von Art. 32c ff. USG de lege lata fraglich und zu verneinen

Gesetzliche Erweiterung nötig, analog Ausweitung für Kinderspielplätze



Neuere Entwicklungen

Rechtliche Einordnung: Aussetzung ändert Gesetzesgrundlagen nicht, hat aber 

Signalwirkung für gerichtliche Verhältnismässigkeitsprüfung

Datum Ereignis

4.6.2025 Ständerat nimmt Motion 25.3421 an

27.5.2026 Bundesrat: Spezialgesetz + 

Vermischungsregel + Weisung 

2026/1

19.6.2026 Motionen Egger/Würth: Aussetzung 

der Weisung gefordert

2028 Frühestmögliches Inkrafttreten 

Spezialgesetz



Haftungsfragen – aktuelle Literatur

von Moos/Zemp/Wicki, SJZ 122/2026, S. 329 ff.: Haftung für PFAS-Schäden

• Schwierigkeiten: Passivlegitimation, Kausalität, Verschulden, 

Verjährung/Verwirkung

• Schweiz: noch keine Rechtsprechung; Ausland (Schweden, Niederlande, 

Australien): erste Urteile/Vergleiche



Fazit und Lösungsvorschlag

▪ Weder flächendeckende Entschädigung noch schärfere Grenzwerte lösen das 

Problem. Grenzwerte müssen realistisch und vollzugstauglich sein

• Bundesrat setzt mit Spezialgesetz und Vermischungsregel bereits auf diesen Ansatz

• Aber: Inkrafttreten erst 2028 zu spät – rasche, schweizweit koordinierte Interimslösung nötig

▪ Verfassungsrechtlich bleibt geboten: volle Entschädigung im Einzelfall bei materieller 

Enteignung



Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit

Livio Bundi

Dr. iur., Rechtsanwalt
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